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tive und bei der Erhöhung ihrer Rolle bei der Leitung der 
Betriebe, Einrichtungen und Organisationen zu. Wie es in 
der Präambel des Gesetzes heißt, ist „die weitere Demokra­
tisierung der Leitung der Betriebe, Einrichtungen und Or­
ganisationen ... untrennbar mit einer größeren Aktivität der 
gesellschaftlichen Organisationen in den Arbeitskollektiven 
verbunden“. Große Bedeutung in der gesamten Tätigkeit des 
Arbeitskollektivs hat seine Parteiorganisation, die politische 
Avantgarde des Arbeitskollektivs. Sie ist berufen, die Ver­
wirklichung seiner umfassenden verfassungsmäßigen Rechte 
aktiv zu fördern.

Das Gesetz über die Arbeitskollektive festigt die Rechts­
grundlage der unmittelbaren Demokratie in der Produktion 
und erhöht wesentlich die Rolle der Vollversammlung (Kon­
ferenzen) der Mitglieder des Kollektivs bei der Leitung der 
Betriebe, Einrichtungen und Organisationen. Das findet seinen 
konkreten Ausdruck in der Festlegung, daß die Vollmachten 
der Arbeitskollektive unmittelbar durch die Vollversammlun­
gen (Konferenzen) der Arbeitskollektive wahrgenommen 
werden (Art. 19). Damit wird die Bedeutung unterstrichen, 
die der Versammlung als dem repräsentativsten Organ des 
Kollektivs beigemessen wird, das die Position und den Willen 
seiner Mitglieder zu grundlegenden Fragen der Produktion 
und der sozialen Tätigkeit des Betriebes, der Einrichtung oder 
der Organisation unmittelbar zum Ausdruck bringt. Bisher 
gab es in der sowjetischen Gesetzgebung für die staatlichen 
Betriebe, Einrichtungen und Organisationen keine solche 
Norm.

Ein weiteres Merkmal für die wachsende Bedeutung der 
Versammlungen bei der Leitung des Betriebes, der Einrich­
tung oder der Organisation ist die Erweiterung des Bereichs 
der Angelegenheiten, die ihnen zur Behandlung übergeben 
werden.

Die Vollversammlungen (Konferenzen) behandeln „die 
wichtigsten Fragen des Lebens und der Tätigkeit der Ar- 
beitskollektive“ ,(Art. 20). Sehr wesentlich ist auch, daß die 
Fragen, die auf den Versammlungen (Konferenzen) erörtert 
werden sollen, von einem ziemlich großen Kreis von Orga­
nen und Personen eingebracht werden können, und zwar: 
auf Initiative der Partei-, Gewerkschafts- und anderen ge­
sellschaftlichen Organisationen, der Betriebsleitung, der 
Organe der Volkskontrolle, der ständigen Produktionsbera­
tungen, auf gemeinsame Initiative der Betriebsleitung und der 
gesellschaftlichen Organisationen sowie auf Initiative ein­
zelner Kollektivmitglieder (Art. 20). Praktisch kann jede Fra­
ge, die für das Kollektiv von Interesse ist, den Versammlun­
gen (Konferenzen) zur Beratung unterbreitet werden.

Ein Kriterium, das die wachsende Rolle der Vollversamm­
lungen bestimmt, ist die gesetzliche Festlegung, daß die Be­
schlüsse der Versammlungen zu einigen Fragen verbindlichen 
(imperativen) Charakter haben. In Art. 21 des Gesetzes 
heißt es: „Die entsprechend den Vollmachten des Arbeitskol­
lektivs und der geltenden Gesetzgebung angenommenen 
Beschlüsse der Versammlung (Konferenz) des Arbeitskollek­
tivs sind für die Kollektivmitglieder und die Leitung des Be­
triebes, der Einrichtung und der Organisation verbindlich.“

Die von der-Versammlung gefaßten Beschlüsse sind für 
die Betriebsleitung jedoch nur dann zwingend verbindlich, 
wenn das ausdrücklich in der Gesetzgebung genannt ist 
(z. B. Beschluß der Versammlung über die Zustimmung zum 
Entwurf des Kollektivvertrages — Art. 6 der Grundlagen der 
Arbeitsgesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken) 
oder wenn es im Gesetz über die Arbeitskollektive vorge­
sehen ist (z. B. die in Art. 9 genannte Möglichkeit der Ver­
sammlung, auf Vorschlag der Betriebsleitung und des Ge­
werkschaftskomitees die Arbeitsordnung zu bestätigen).

Umsetzung des Gesetzes in die Praxis

Die Verwirklichung des Gesetzes über die Erhöhung der 
Rolle der Arbeitskollektive bei der Leitung der Betriebe, 
Einrichtungen und Organisationen, insbesondere die Reali­
sierung seiner Normen, die die Vollversammlungen (Konfe­
renzen) betreffen, wird nicht von selbst vonstatten gehen. 
Dabei ist die formale Erfüllung der Festlegungen des Ge­
setzes als ein ernstes Hindernis anzusehen. Auf diese Seite 
hat J. W. Andropow mit aller Bestimmtheit in seiner Rede 
auf dem Juniplenum (1983) des Zentralkomitees der KPdSU 
hingewiesen: „Wir müssen jetzt einer solchen Praxis den 
Kampf ansagen, bei der unsere demokratischen Normen und 
Festlegungen nicht durch konkrete Taten untermauert werden, 
bei der man sich mit der bloßen Form, mit dem Anschein 
praktischen Handelns zufrieden gibt. Hat denn zum Beispiel 
eine Versammlung großen Nutzen, wenn sie, wie dies nicht 
selten vorkommt, im großen und ganzen nach einem vorberei­

teten Szenarium abläuft, wenn es keine engagierte, freimütige 
Diskussion gibt, wenn die Ausführungen der Versammlungs­
teilnehmer im voraus redigiert sind, wenn Initiative und um so 
mehr Kritik frisiert und erstickt werden?“3

Zur Überwindung derartiger Hindernisse auf dem Weg 
der Realisierung des Gesetzes über die Arbeitskollektive ist 
eine zielstrebige Arbeit der Partei-, Gewerkschafts- und 
Komsomolorganisationen, der leitenden Wirtschaftsfunktio­
näre und jedes Werktätigen notwendig. Die Mitwirkung der 
Werktätigen muß unabdingbarer Bestandteil des gesamten 
Prozesses der Leitung des Betriebes, der Einrichtung oder der 
Organisation sein, weil es undenkbar ist, daß unser gesamter 
Wirtschaftsmechanismus, daß eine jede Produktionseinheit 
ohne die Mitwirkung der Arbeitskollektive, ohne die in­
teressierte Einstellung der Werktätigen zu den Ergebnissen 
der gesamten Arbeit funktioniert.

Die Annahme des Gesetzes über die Arbeitskollektive ist 
Bestandteil der umfangreichen Arbeit von Partei Und Re­
gierung zur Verbesserung der Wirtschaftsleitung und zur 
Vervollkommnung des gesamten Systems der gesellschaftli­
chen Beziehungen des reifen Sozialismus. Die Beschlüsse von 
Partei- und Staatsführung zur Erweiterung der Rechte der 
Produktionsvereinigungen (Betriebe) bei der Planung und der 
Wirtschaftstätigkeit und zur Verstärkung ihrer Verantwor­
tung für die Ergebnisse ihrer Arbeit sind auf die weitere 
Vervollkommnung und Stärkung der zentralen Leitung der 
Wirtschaft in Verbindung mit der Entwicklung der demo­
kratischen Prinzipien in der Leitung der Volkswirtschaft und 
mit der Erhöhung der Rolle der Arbeitskollektive bei der 
Leitung der Betriebe und Vereinigungen gerichtet.

Die Vervollkommnung der Wirtschaftsleitung wird also 
nicht nur mit der Rationalisierung, sondern auch mit der 
Demokratisierung ihrer Leitung verknüpft. Gleichzeitig wirkt 
die Erweiterung der Demokratie in der Produktion unmittel­
bar auf die Entwicklung des gesamten Systems der soziali­
stischen Demokratie ein. Wesentlich sind in diesem Zusam­
menhang die Bestimmungen des Gesetzes über die Arbeits­
kollektive, die festlegen, daß die Arbeitskollektive Fragen des 
staatlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Auf­
baus, die ihnen von den Sowjets der Volksdeputierten zur 
Beratung unterbreitet werden, behandeln; die Stellungnah­
men und Vorschläge der Arbeitskollektive werden von den 
Organen der Staatsmacht und der staatlichen Leitung bei der 
Annahme von Entscheidungen berücksichtigt, die die Tätig­
keit der entsprechenden Betriebe, Einrichtungen und Orga­
nisationen berühren (Art. 3).

Die Durchführung der Bestimmungen des Gesetzes über 
die Arbeitskollektive wird die Erweiterung der Mitwirkung 
der Werktätigen an der Beratung und Entscheidung staat­
licher und gesellschaftlicher Angelegenheiten, die Verbindung 
der Demokratie in der Produktion mit der Demokratie in al­
len anderen Bereichen des gesellschaftlichen und staatlichen 
Lebens fördern.
(Gekürzt aus: Sowjetskoje gossudarstwo i prawo 1983, Heft 10, 
S. 3 f f . ;  Übersetzung von Renate F r o m m e r t ,  Potsdam- 
Babelsberg; Zwischenüberschriften von der Redaktion NJ)

3 ND vom 16. Juni 1983, S. 7.
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In diesem Heft legen die Bereiche Völkerrecht und Strafrecht der Sektion 
Rechtswissenschaft der Humboldt-Universität eine Reihe von Arbeiten vor, die 
der Erforschung aktueller Erscheinungen und der Auseinandersetzung mit 
bürgerlichen Konzeptionen gewidmet sind. Der völkerrechtliche Teil enthält 
u. a. Beitrage zu den Themen: Ausschluß der Völkerrechtswidrigkeit, Selbst­
verteidigung, Sanktion; friedliche Streitbeilegung Im Seerecht; Begriff der 
.Rechtsstreitigkeit" im Völkerrecht; Struktur, Methoden und Formen des völker­
rechtlichen Normdurchsetzungsprozesses; Recht der Verträge im gegenwärtigen 
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Der kriminologische und strafrechtswissenschaftliche Teil enthält u. a. Bei­
träge zur Kritik der imperialistischen Kriminologie, zum Begriff der Kriminalität 
im Imperialismus sowie zum Wesen von Strafzumessungstheorien der BRD.

Die Arbeiten sind als Teilergebnisse aus den Forschungsvorhaben der Be­
reiche hervorgegangen. Sie sollen das Interesse für die Auseinandersetzung 
mit neuen und aktuellen Fragen wecken.


